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Corona
JetztwerdenWildtieregetestet
Virologenbefürchten, dassdasCoronavirus inWildtierenmutierenkönnte. Seit kurzemwerdennun
Füchse,Marderundandere frei lebendeTiere getestet – finanziert vomBund.VonAngelikaHardegger

Ist Omikron in einem Tier mutiert? Vor-
stellbar ist es, wie die Genfer Virologin
Isabella Eckerle sagt. «Es gibt die Theo-
rie, dass das Virus in eine Tierart übertra-

genwurde, dort mutiert ist und dann zurück
in den Menschen gekommen ist.» Die Fach-
welt nennt das «reverse Zoonose». Virolo-
ginnen wie Eckerle warnen seit langem vor
dieser Gefahr.

Umso «interessanter und relevanter» findet
Eckerle, was nun aus der Forschungsdaten-
bank des Bundes bekannt wird: Seit kurzem
werden Füchse, Luchse und andere Schweizer
Wildtiere auf das Coronavirus getestet. Zur
Anwendung kommt ein PCR-Test, finanziert
wird die Beprobung vomBund. Eine Spreche-
rin vom Bundesamt für Lebensmittelsicher-
heit und Veterinärwesen sagt: «Die Rolle der
Wildtieremuss geklärt werden.»

Bisher sind erst 45 Proben untersuchtwor-
den. «Alle waren negativ», sagt Regina Hof-
mann-Lehmann von der Vetsuisse-Fakultät
in Zürich. Sie führt die Untersuchungen
durch, in Zusammenarbeit mit dem Institut
für Fisch- und Wildtiergesundheit in Bern.
Bis 2023 wollen die Forscherinnen Proben
von 1300 Wildtieren auf Antikörper oder
virale RNA prüfen.

Die Tierwelt als Reservoir
Seit Beginn der Pandemie sind immer wieder
Ansteckungen von Tieren mit dem Corona-
virus bekannt geworden. Das beunruhigt
Virologen und Biologen nicht nur aufgrund
vonmöglichenMutationen. Befürchtet wird
auch, dass die Tierwelt ein Reservoir für das
Virus werden könnte, wenn die Übertragung
unterMenschen dereinst abflacht.

Die SchweizerWildtierbeprobung zielt nun
auf Arten, von denen bereits bekannt ist, dass
sie hochempfänglich sind für das Virus. Dazu
gehören neben Luchsen auch Wildkatzen,
Marder,Wiesel oder Dachse. Sogar an Proben
von Wölfen sind die Labors interessiert. Ihr
Fokus liegt auf Tieren, die nahe der Zivilisa-
tion leben. Für eine Übertragung sind diverse
Wege denkbar: «Bei Stadtfüchsen und Mar-
dern können wir davon ausgehen, dass sie
mit menschlichen Abfällen in direkten Kon-
takt kommen», erklärt Veterinärmedizinerin
Hofmann-Lehmann. Für Wildkatzen ist eine
Infektion durch Hauskatzen vorstellbar, da
Paarungen häufig sind. «Zudemhabenwir Be-
denken, dass Wildtiere mit weggeworfenen
Masken von Menschen in Berührung kom-
men könnten.»

Beprobt werden tote Tiere, mit Ausnahme
wenigerWildfänge. Die Veterinärmedizinerin-
nen haben die kantonalen Jagdverwaltungen
umHilfe gebeten. Die Verantwortlichen wur-
den gebeten, Proben von auf der Jagd erlegten
Tieren einzuschicken. Das nationale Pro-
grammzurÜberwachung derWildtiergesund-
heit ruft Jäger und Wildhüter zudem schon
heute dazu auf, auffällige Funde toter Tiere zu
melden. Diese Proben werden vom Berner
Institut für Fisch- undWildtiergesundheit auf
Corona untersucht.

Schlägt eine Probe positiv an, müssten die
Viren sequenziert und das Ausmass der Infek-
tion untersucht werden, wie die Veterinär-

medizinerin Hofmann-Lehmann erklärt.
Langfristigwäre einÜberwachungsprogramm
für die wilde Tierwelt vorstellbar. Hofmann-
Lehmann betont: «Die Pandemie ist kein auf
denMenschen isoliertes Geschehen.»

Schon heute ist aus Schweizer Tierlabors
dokumentiert, dass sich vereinzelt Haus-
katzen undHundemit demCoronavirus ange-
steckt haben. Die infizierten Tiere lebten alle
in Haushalten mit positiv getesteten Men-
schen zusammen. Weltweit sind knapp 600
positive Fälle bei Tieren gemeldet worden,
wie aus dem aktuellen Lagebericht der Welt-
organisation für Tiergesundheit hervorgeht.
AmFreitagmeldete der ZooAntwerpen in Bel-
gien zwei infizierteNilpferde. In anderen Zoos
waren schon früher Gorillas oder Tiger ange-
steckt worden.

Aus demNordosten der Vereinigten Staaten
ist zudem bekannt, dass ein Drittel der dort
getesteten Weisswedelhirsche Corona-Anti-
körper aufweisen. DieseHirschemüssen eine
Infektion durchgemacht haben, wie Forscher
im Sommer in einem renommierten Fach-

magazin berichteten. Für Veterinärmedizine-
rin Hofmann-Lehmann kam dieser Befund
«sehr überraschend». Ihr Teamwill nun eben-
falls vereinzelt Hirsche und Rehe beproben.
«Für eine Studie wie in den Vereinigten Staa-
ten wäre allerdings eine Projekterweiterung
samt Finanzierung notwendig.»

Die Nutztier-Frage stellt sich neu
Seit Beginn der Pandemie untersucht das
Veterinärmedizinische Labor in Zürich auch
die Frage, ob Nutztiere sich mit dem Corona-
virus infizieren. InDänemark hatte die Regie-
rung vor einem Jahr 17 Millionen Zuchtnerze
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Der Fokus der
Corona-Tests liegt
auf Tierenwie dem
Fuchs, der nahe der
Zivilisation lebt.

Impfkosten

Bunderhöht
denPreis für
Impfungen
massiv

Wenn es um Impfstoff gegen
Covid-19 geht, ist der Bund die
zentrale Drehscheibe. Er kauft
ihn ein und verteilt ihn an die
Leistungserbringer. Und er legt
den Preis fest, den die Kassen
dafür zu bezahlen haben. Nun
hat er einenmassiven Preisauf-
schlag fürs neue Jahr angekün-
digt – von 5 auf 25 Franken pro
Dosis. Eine Begründung gibt es
nicht in dem Schreiben an Kan-
tone und Kassen, das dieser
Zeitung vorliegt.
Auch auf Anfrage gibt sich

das Bundesamt für Gesundheit
(BAG) bedeckt. Es schreibt
lediglich von einer «Anpassung
an die aktuellen Entwicklun-
gen». Und: Es hätten «wesent-
liche Unsicherheiten bestan-
den», als damals die 5 Franken
festgelegt worden seien.Wie
viel der Bund denHerstellern
bezahlt, will er nicht sagen. Es

handle sich um «vertrauliche
vertragliche Vereinbarungen
mit den Impfstoffherstellern».
Wie aus gut informierten

Kreisen zu hören ist, hat sich
der Bund verschätzt. Er sei
ursprünglich davon ausgegan-
gen, dass grosseMengen der
relativ günstigen Impfstoffe
vonNovavax undAstraZeneca
verwendetwürden, heisst es.
Doch AstraZeneca hat das
Zulassungsgesuch zurückgezo-
gen, und das vonNovavax ist
pendent. Eingesetzt werden
nun die wohl teureren Produkte
vonModerna und Pfizer-Bion-
tech. Zudem sollen demVerneh-
men nach die beiden Hersteller
die Preise für nächstes Jahr
erhöht haben. Dazuwill das BAG
keine Stellung nehmen.
Die beiden Krankenkassen-

verbände Santésuisse und Cura-
futura reagieren irritiert auf

den Aufschlag. «Wir sind schon
erstaunt über diese kurzfristige
Verfünffachung», sagtMatthias
Müller, Sprecher von Santé-
suisse. Und Curafutura-Direktor
Pius Zängerle kritisiert, das BAG
habe im September trotz vehe-
menter Nachfrage nichts über
die Höhe der geplanten Anpas-
sungen gesagt und nur generell
über das Vorgehen informiert:
«Wir verstehen unsereMitglie-
der, die sich über dieses Vor-
gehen ärgern.»
Wie hoch die Kosten für die

Kassen tatsächlich sein werden,
hängt vonmehreren Faktoren
ab:Wie viele Personen lassen
sich 2022 erstmals impfen?Wie
viele lassen sich boostern?
Werden auch Kinder geimpft?
Braucht es einen zweiten Boos-
ter? Santésuisse rechnetmit
250 bis 400Millionen Franken.
Das BAG geht von lediglich 125

Millionen aus, da esmit 5Millio-
nen Dosen kalkuliert. ZumVer-
gleich: Ein Krankenkassen-Prä-
mienprozent entspricht rund
340Millionen Franken.
Kommt dazu, dass die Kassen

2022 den Leistungserbringern
auchmehr für das Verabreichen
der Impfungen bezahlen
müssen: Für die Dienstleistung
in den Impfzentren sind es neu
20 Franken (bisher Fr. 14.50)
und in den Arztpraxen 29 Fran-
ken (bisher Fr. 16.50). Diese
Tarife haben die Kassenmit den
Kantonen so ausgehandelt.
Dennoch sollen die Versicher-

ten von diesen Erhöhungen
nichts spüren, betonen sowohl
Santésuisse als auch Cura-
futura. «Diese Kosten können
über die Reserven aufgefangen
werden», sagtMüller. Viel stär-
ker ins Gewicht falle die allge-
meine Kostensteigerung im

Gesundheitswesen, die 2021
rund 5 Prozent beträgt.
Gerade vor diesemHinter-

grund stösst das Vorgehen des
Bundes bei Gesundheitspoliti-
kerinnen auf Kritik. «Die Kosten
der Pandemie sollen über
Steuergelder finanziert werden
und nicht auf die Kassen, und
damit die Prämienzahlenden,
abgewälzt werden», sagt Bar-
bara Gysi (sp.). Auch für Thomas
de Courten (svp.) ist der Ent-
scheid «nicht nachvollziehbar.
Weder sachlich noch preislich.»
Mitte-Politikerin Ruth Humbel
bezeichnet vor allem den Zeit-
punkt dieser Erhöhungmitten
in der Corona-Krise als «sehr
speziell». «Wenn diese dann
einmal vorbei ist, ist es sicher
richtig, wenn die gesamten
Impfkosten von den Kassen
übernommenwerden.»
René Donzé

keulen lassen. Dies, nachdembekannt gewor-
den war, dass das Virus in den Tierenmutiert
und in einer Variante auf den Menschen zu-
rückgesprungen war. Die Nerze hatten sich
wohl durch einen Betreuer angesteckt. Sie
wurden auf engstem Raum gehalten. Auch in
der Schweiz gibt es grosse Nutztierställe;
hauptsächlich Schweine und Hühner werden
hierzulande auf kleinem Platz gehalten.
Trotzdem sehen die Behörden keinen Anlass,
Nutztiere auf das Coronavirus zu testen. Es
gebe keine Hinweise, dass diese sich infizie-
ren könnten, schreibt das Bundesamt für
Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen.

Die Genfer Virologin Isabelle Eckerle bestä-
tigt, dass die Empfänglichkeit vonNutztieren
zu Beginn der Pandemie ausführlich unter-
suchtworden sei. Doch aus Sicht der Virologin
könnte Omikron die Lage verändert haben:
«Die Variante unterscheidet sich sehr von den
früher zirkulierenden Viren», sagt Eckerle.
Ihrer Ansicht nach wäre es «durchaus sinn-
voll», die Empfänglichkeit für die Omikron-
Variante neu zu prüfen.

«Wir habenBedenken,
dassWildtieremit
weggeworfenen
Abfällen inBerührung
kommenkönnten.»
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Classepolitique
Irène Kälin, Auserwählte, hat
dieseWoche den Präsidentin-
nenstuhl im Nationalrat erklom-
men und gilt nun als höchste
Schweizerin. In einem Video sagt
die grüne Aargauerin, dieser
Erfolg habe «viel mit Schicksal
und Zufall» zu tun. Eine interes-
sante Kombination von Vor-
sehung und Fügung – wobei die
Religionswissenschafterin offen-
lässt, ob ihre Wahl zur National-
ratspräsidentin als Zufall in
ihrem Schicksal angelegt war
oder ob ihr dieses Schicksal rein
zufällig zuteilgeworden ist.

Thomas Hefti, Erbfolger, hat als
neuer Ständeratspräsident auch
ein Video gedreht: «Meine Fami-
lie war immer politisch interes-
siert, das ging zurück bis zu den

Urgrossvätern», sagt er darin.
Der Fall ist also klarer als bei
Kälin: Politik ist beim freisinnigen
Glarner genetisch verankert,
folglich Schicksal und kein Zufall.
Weniger greifbar ist sein Motto
für das Präsidialjahr. Es lautet:
«Der Ständerat, la chambre de
réflexion.» Bleibt zu hoffen, dass
beim Nachdenken in der kleinen
Kammer mehr herausschaut als
beim Brainstorming fürs Motto.

Wo liegt eigentlich die Kompe-
tenz der Kantone?Wie gross ist
sie? Und vor allem:Was hat
alles Platz in ihren Armen?

Diese Fragen sind in der Pandemie von her-
ausragender Bedeutung, denn Alain Bersets
zweithäufigster Satz lautet: «Das liegt in der
Kompetenz der Kantone», gleich nach: «Wir

wissen es nicht.» Fast alles liegt in der Kom-
petenz der Kantone: die Schulen, die Tests,
der Booster, der Flickenteppich. Doch jedes
Mal, wenn er es sagt, dieses: «Das liegt in der
Kompetenz der Kantone», frage ichmich:
Haben die Kantone Kompetenzen, oder sind
sie kompetent? Darauf gibt es nur eine unbe-
friedigende Antwort (haben, nicht sein),
deshalb stelle ichmir lieber vor, wie Alain die
von ihm so verehrte Kompetenz der Kantone
wachzuküssen versucht, so wie einst der
aufgekratzte Prinz, der sich durch das Dor-
nengestrüpp gekämpft hatte, umDornrös-
chen aus ihrem hundertjährigen Schlaf zu
wecken. Undwie sie, Dornröschen, bezie-
hungsweise die Kompetenz der Kantone, ihn
schlaftrunken fragt: «Weisst du, wie es
meiner lieben Schwester geht, der Eigenver-
antwortung?»Worauf Alain zumHandy
greift undmit seinemwelschen Accent sagt:
«Ichwerde sogleich an sie appellieren!» Er
erreicht jedoch lediglich die Combox, in der
in Endlosschlaufe das Lied der Boss-Buebe

läuft: «S'isch ja nur es chlises Träumli gsy...»
Doch Alain, beseelt vomWunsch, der Kom-
petenz der Kantone zu gefallen, bleibt dran.
Tatsächlichmeldet sich nach 17 «Träumli»-
Durchläufen eine Stimme: «Sie wünschen?»
«Die Eigenverantwortung», sagt Alain erwar-
tungsfroh. Die Stimme: «Ich stelle durch.»
Doch nach drei weiteren «Träumli»-Refrains
meldet sich nicht die Eigenverantwortung,
sondern Casimir Platzer: «Hier Rumpelstilz-
chen, was wollen Sie?» «Die Eigenverantwor-
tung, ist sie da?»Worauf Casimir antwortet:
«Falsch verbunden!» Piiiiiiiep. Alain, zuse-
hends verzweifelt, startet einen neuen Ver-
such, vertippt sich aber in der Aufregung und
landet bei der Konferenz der Kantonsregie-
rungen. In der Leitung tönt es wie auf dem
Blocksberg in derWalpurgisnacht, ein Krei-
schen und Keifen allenthalben, kein einziger
klarer Satz ist zu hören. Diesmal legt Alain
von sich aus auf. Aus Rücksicht auf die Kom-
petenz der Kantone, beziehungsweise auf
Dornröschen: Es ist wieder eingeschlafen.

StefanBühler

AlainküsstdieKompetenzderKantonewach

Showdown

Irène
Kälin
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Thomas
Hefti

2015 hat die SVPSpanien
MagdalenaMartullo-Blocher
zumWahlsieg verholfen.
Aus Frust schmeisst der
Präsident denBettel hin.
AndreaKučera

Viktor Nell hat es gesehen. Acht
Jahre nachdem der pensionierte
Sulzer-Verkaufsmann aus dem
Prättigau an der spanischenCosta
Dorada die erste Landessektion
der SVP gegründet hat, löst Nell
die «UDC Sección-Extranjera Es-
paña» Ende Jahr auf.
Die Gründe: Die «Verhöhnung

der SVP-Diaspora im fernen Spa-
nien» und die in Nells Augen
extremistischen Ansichten der
SVP Schweiz. «Ich will der Partei
keins auswischen», betont der
Auslandschweizer, «sondern
einfach die aktuelle Situation
schildern»: Die Pflege der Aus-
landschweizer werde von der
SVP vernachlässigt, sagt er. Be-
sonders schmerze ihn, dass seit
2013 kein einziger SVP-Parla-
mentarier denWeg nach Spanien
gefunden habe. «Hinzu kommen
die zunehmend schwer ver-
ständlichen Ansichten der Mut-
terpartei, etwa die Nein-Parole
zum Covid-Gesetz.»
Dabei hatte alles so hoffnungs-

voll begonnen: Im April 2015 er-
öffnete «el presidente» unter
Kuhglockengeläut die erste Gene-
ralversammlung der SVP Spa-
nien. Kurze Zeit später dann der
Triumph: Dank den Stimmenvon
Nell und seinen Leuten gelang
der SVP Graubünden bei den
Wahlen 2015 der Sitzgewinn;
Magdalena Martullo-Blocher
konnte in den Nationalrat einzie-
hen. Sie dankte es Nell mit einem
Grusswort anlässlich der Jubi-
läums-GV 2018: «Ich wäre gerne
bei Euchmit dabei!», schrieb sie.
Gekommen ist sie indes nie. Wie
auch sonst niemand aus der Par-
teizentrale.
Und so melden sich Nell und

seineHundertschaft – inzwischen
hat die Sektion über 100Mitglie-
der – nun ab. Bei den Wahlen
2023 wird Martullo-Blocher eine
andere Strategie fahrenmüssen.
Den «Trumpf Nell» wird sie nicht
mehr spielen können.

«Verhöhnt»:
SVPSpanien
löst sich
Ende Jahr auf

A
CH

IM
B
U
N
Z
/P

LA
IN
PI
C
TU

RE

27 Prozent der über 15-Jährigen hierzulande rauchen – damit liegt die Schweiz über dem europäischen Schnitt.

Rauchensollviel teurerwerden

AndreaKučera

Diesen März hat das Parlament
entschieden, dass künftig neben
herkömmlichen auch E-Zigaret-
ten mit einer Tabaksteuer belegt
werden sollen. Nun nutzt die
Antitabak-Lobby die Gunst der
Stunde, um gleichzeitig zur
Einführung der neuen Steuer
auch eine Verdoppelung des
Preises für herkömmliche Ziga-
retten zu fordern: Statt Fr. 5.50
soll das günstigste im Handel er-
hältliche Päckchen neu Fr. 10.20
kosten. Der Durchschnittspreis
pro Packung soll von 8 auf rund
14 Franken steigen.
«Gemessen am Lohn- und

Kostenniveau in der Schweiz sind
Fr. 5.50 für ein Päckchen Ziga-
retten sehr günstig», begründet
WolfgangKweitel vonderArbeits-
gemeinschaft Tabakprävention
(AT) den Vorschlag. «Wenn wir
die Tabak- und Nikotinprodukte
neu differenziert nach dem Ge-
sundheitsrisiko besteuern wol-
len, muss dieser Preis mittelfris-
tig – in mehreren grossen Schrit-
ten – deutlich steigen.» Die Logik
dahinter: Werden E-Zigaretten
aufgrund der neuen Steuer teu-
rer, so müssen auch herkömm-
liche Zigaretten verteuert wer-
den, damit nach wie vor ein

finanzieller Anreiz besteht, auf
die weniger schädlichen E-Ziga-
retten umzusteigen.
Der Vorschlag der AT ist breit

abgestützt. Dahinter stehen
neben der Lungenliga auch die
Krebsliga, Sucht Schweiz sowie
die FMH, die Dachorganisation
der Ärztinnen und Ärzte. Die Ge-
sundheitsorganisationen verwei-
sen auf die grossen Schäden des
Tabakkonsums: Pro Jahr sterben
in der Schweiz 9500 Menschen
an den Folgen des Rauchens, das
sind 26 Menschen pro Tag. Ziga-
retten verursachen Gesundheits-
kosten in derHöhe vonmehreren
Milliarden Franken jährlich.

Nur Frankreich ist teurer
Dass höhere Preise den Konsum
drosseln, ist unbestritten. Beson-
ders preissensibel sind Jugend-
liche. Und weil 80 Prozent der
Raucher vor ihrem 18. Geburtstag
süchtig werden, gilt die Besteue-
rung als eines der wirksamsten
Instrumente der Tabakpräven-
tion. Studien zeigen: Ein Preis-
anstieg von zehn Prozent hat
einen Rückgang des Konsums
von vier Prozent zur Folge. Bei
Jugendlichen könne sogar von
einer Reduktion von acht Prozent
ausgegangen werden, schreibt
das Bundesamt für Gesundheit.

Acht Jahrenachder letztenErhöhungderTabaksteuer verlangtdie
Antitabak-LobbyeineVerdoppelungderZigarettenpreise

Viktor Nell
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Nächstes Jahr findet in der
Schweiz erstmals ein nationaler
Rauchstopp-Monat statt. Dies
bestätigt der beim Bundesamt
für Gesundheit angesiedelte
Tabakpräventionsfonds: «Rau-
cherinnen und Raucher, die
ihren Tabakkonsum beenden
wollen, sollen mit dem Rauch-
stopp-Monat dazu motiviert
werden, gemeinsam einen
Monat lang rauchfrei zu blei-
ben. Damit soll die Basis für

Tabakprävention

Bundplant 2022den erstenRauchstopp-Monat

die Schweiz. Nicht berücksichtigt
ist in diesen Ländervergleichen
jedoch die Kaufkraft, die in der
Schweiz wesentlich höher ist als
im Ausland. Bezieht man sie mit
ein, sind Zigaretten in unserem
Land plötzlich eher günstig.
Kommthinzu, dass der Anteil der
Steuern am Gesamtpreis in der
Schweiz bei 60 Prozent liegt, im
europäischen Schnitt aber zwi-
schen 75 und 90 Prozent.
Schwer haben dürfte es die

Antitabak-Lobbymit ihremAnlie-
gen aber noch aus einem zweiten
Grund: Mehrere Tabakkonzerne
haben ihren Hauptsitz in der
Schweiz. Diese Tatsache ist wohl
mit dafür verantwortlich, dass
unser Land im internationalen
Vergleich sehr lasche regulatori-
sche Vorgaben macht. So ist im
Gegensatz zu den EU-Ländern
Werbung für Tabakprodukte in
Zeitungen in der Schweiz nach
wie vor erlaubt. Das jahrelange
Ringen im Parlament umWerbe-
einschränkungen gibt einen Vor-
geschmack auf die kommende
Debatte zu Steuererhöhungen.

«Verbotwäre ehrlicher»
Und doch: Gänzlich chancenlos
dürfte das Ansinnen nicht sein,
wie erste Gesprächemit Gesund-
heitspolitikern zeigen. Für eine
Preiserhöhung spricht sichwenig
überraschend SP-Nationalrätin
Flavia Wasserfallen aus. «Es ist
erwiesen, dass nebst Werbeein-
schränkungen auch die Preise
denTabakkonsumbeeinflussen»,
sagt sie. Die heutigen Preise seien
klar zu tief. Eher überraschend ist
mit VerenaHerzog auch eine SVP-
Nationalrätin für eine Verteue-
rung: «Aus Sicht des Jugend-
schutzes bin ich der Meinung,
dass Zigaretten möglichst teuer
sein sollen, damit junge Men-
schen gar nicht erst anfangen zu
rauchen.» Vehement dagegen ist
hingegen Herzogs Parteikollege
Andreas Glarner. «Bevor man
Tabak stärker besteuert, könnte
man auch aufhören, Zucker zu
subventionieren», sagt er. «Bei-
des ist nämlich bei hohem Kon-
sum gesundheitsschädlich.»
Wie so oft dürften am Schluss

die Stimmen aus derMitte-Partei
den Ausschlag geben. Und da
sind die Meinungen noch nicht
abschliessend gemacht. Skep-
tisch istMitte-Nationalrätin Ruth
Humbel: «Eine Verdoppelung des
Preises liegt definitiv über der
Schmerzgrenze», sagt sie. Das
fördere in erster Linie den Ein-
kaufstourismus. «Wenn schon,
dannwäre es ehrlicher, den Ziga-
rettenkonsumgleich ganz zu ver-
bieten.» Ähnlich argumentiert
auch Parteikollege Benjamin Ro-
duit. Er ist aber offen dafür, über
eine verhältnismässige Preis-
erhöhung zu diskutieren. «Ange-
sichts des hohen gesundheit-
lichen Schadens besteht durch-
aus noch Luft nach oben», sagt er.
«Ich würde mich einer Erhöhung
der Tabaksteuer sicher nicht per
se widersetzen.»

Entsprechend versuchen Län-
derweltweit,mit Steuererhöhun-
gen die Tabaksucht zu bekämp-
fen. Auch der Bundesrat hat die
Tabaksteuer zwischen 2003 und
2013 schrittweise um insgesamt
Fr. 1.70 pro Packung angehoben.
Seither wurde die Tabaksteuer
nichtmehr erhöht. Interessanter-
weise stagniert die Zahl der Rau-
cher in der Schweiz etwa seit dem
gleichen Zeitpunkt: Seit 2011 liegt
die Raucherquote stabil bei 27
Prozent der über 15-Jährigen. Die-
ser Wert liegt knapp über dem

europäischen Schnitt. Dieses
Verharren auf hohem Niveau ist
denn auch der Hauptgrund,
weshalb die Antitabak-Lobby den
Zigarettenpreis verdoppelnwill.
Einfach wird es nicht, dieses

Anliegen in die Tat umzusetzen.
Erstens sind die Preise schonheu-
te hoch: Nur in rund zehn Län-
dern, darunter Australien, Gross-
britannien, Norwegenund Irland,
kostet eine Packung Zigaretten
mehr als in der Schweiz. Von den
Nachbarländern kennt nur Frank-
reich höhere Zigarettenpreise als

einen langfristigen Rauchstopp
gelegt werden.» Als Vorbild für
die Aktion dienen Grossbritan-
nien und Frankreich, wo solche
Angebote bereits bestehen.
Ziel ist, in der ersten Ausgabe
10000 ausstiegswillige Rau-
cher zu erreichen. Ex-Raucher
sollen diese während des
Rauchstopp-Monats unterstüt-
zen. In welchem Monat die
Aktion durchgeführt wird, ist
noch nicht entschieden. (aku.)


